Drucksache 10/3365 


Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 

20 . 05 . 85 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dann und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/3259 — 


B-Waffen-Forschung und gentechnologische Methoden 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreibern vom 15. Mai 1985 im Namen der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Definition von biologischen Waffen 

1.1 Welche Bedingungen bezüglich biologischer und physikalischer 
Eigenschaften (Sporenbildner, Toxinbildner, hohe Resistenz 
gegen Temperatur- und Feuchtigkeitsschwankungen) qualifizie- 
ren Erreger (virale, bakterielle, mykotische) nach Ansicht der 
Bxmdesregierung als B-Waffen-Grundlage? 

1.2 Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß nach dem Abkom- 
men über das generelle Verbot der Entwicklung, Produktion und 
Lagenmg bakteriologischer Waffen von 1972 noch eine Unter- 
scheidung zwischen defensiver B-Waffen-Forschung und einer 
offensiven B-Waffen-Forschung getroffen werden kann? 

1.3 Wenn ja, was sind die jeweiligen Kriterien der Bundesregierung, 
nach denen eine solche Unterscheidtmg möglich ist? 

1.4 Teilt die Bundesregierung die Auffassung, um Abwehrstoffe 
gegen biologische Waffen zu entwickeln, müsse man zuerst diese 
Waffen herstellen? Oder ist die Bundesregierung der Ansicht, es 
sei für defensive B-Waffen-Forschung nicht notwendig, mit den 
als B-Waffen bekannten Erregern zu arbeiten, 

— weil die wichtigsten Eigenschaften lange bekannt sind, 

— weil man mit weniger gefährlichen Erregern und Ersatzstof- 
fen experimentieren kann, die über die gleichen Haupteigen- 
schaften verfügen, 

— weil die einzige Information, die man aus der Arbeit mit 
hochgiftigen Erregern gewinnen kann, sich auf die Bestän- 
digkeit der Mikroorganismen bezieht \md diese Information 
über die Beständigkeit nur dann nützlich ist, wenn man ihren 
offensiven Gebrauch in Betracht zieht? 

2. Gefahr eines Wettlaufs im Bereich der biologischen Waffen 

2.1 Sieht die Bimdesregierung die Gefahr, daß eine verstärkte 
B-Waffen-Forsch\mg zu einem neuen Rüstungswettlauf auf die- 
sem Sektor führen kann? 

Mit welchen Möglichkeiten wird einer solchen Gefahr entgegen- 
getreten? 
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2.2 Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung amerikani- 
scher Wissenschaftler, derzufolge die Gefahr eines Rüstungswett- 
laufs im B-Waffen-Bereich schon deshalb besteht, 

— weil Forschung im B-Waffen-Bereich, die darauf abzielt, die 
Bevölkerung durch Immunisierung oder durch andere Metho- 
den zu schützen, auch für das Ziel der Erlangung einer Erst- 
schlagfähigkeit mit Hilfe biologischer Waffen relevant ist und 
somit i. S. einer Erstschlagoption interpretiert werden, 

— weil Geheimhaltimgs Vorschriften, die Aufklärung militäri- 
scher Aktivitäten verunmöglichen und damit jeder Verdacht 
geäußert, aber unmöglich verifiziert oder falsifiziert werden 
kann? 

2.3 Sieht die Bimdesregierung die Möglichkeiten imd Gefahren, mit 
gentechnischen Methoden 

— neue Krankheiten zu schaffen, deren Erreger eine bestimmte 
ethnische Gruppe infizieren, eine andere aber nicht, 

— oder Mikroorganismen zu entwickeln, die bösartige Tumore 
hervorrufen können, und Krankheiten zu entwickeln, deren 
Erreger gegen Antibiotika resistent sind imd gegen die es 
keinen Schutz gibt, 

— den Weg zur Großproduktion bestimmter Toxine ebnen, 
und wie beurteüt die Bimdesregierung diese Möglichkeiten? 

2.4 Welche Gefahren für das Wettrüsten und die Entwicklung der 
Militärstrategie gehen nach Ansicht der Bimdesregierung davon 
aus, daß bei den Verbündeten die Gentechnologie ein fester 
Bestandteil der wehrtechnischen Forschung ist? 

2.5 Wie beurteüt die Bundesregierung die Information, daß die USA, 
VR China und die Länder des Warschauer Vertrages noch 1983 
ihre Truppen gegen die seit Jahren weltweit ausgerotteten 
Pocken impfen lassen und der Verdacht besteht, dies geschehe 
deshalb, weü Pocken viren in den nühtärischen Beständen dieser 
Länder vorhanden sind? 

2.6 Wie beurteüt die Bundesregierung die Information, 

— daß das US- Verteidigungsministerium derzeit über 40 For- 
schungsprojekte über Viren, Bakterien und Toxine fördert, 

— daß es bei sechs dieser Projekte darum geht, Gegengifte 
gegen Nervengas zu klonieren, daß seit 1980 vom Pentagon 
mindestens 15 Forschungsprojekte über Methoden der DNA- 
Rekombination unterstützt werden, und daß das US-Verteidi- 
gimgsministerium geheime biologische Forschungsprojekte 
betreibt, deren Aufwendungen in Höhe von mehreren 
100 Millionen DoUar nicht im Etat der Müitärforschung er- 
scheinen? 

2.7 Hat die Bundesregierung auch darüber Informationen, ob es in 
anderen NATO-Ländern vergleichbare Entwicklungen wie in 
den USA gibt? 

3. B-Wafien-Optionen der Bundesrepublik Deutschland 

3.1 Teüt die Bundesregierung noch die beim Zustandekommen des 

Abkommens über das Verbot der Entwicklung, Produktion und 
Lagerung bakteriologischer Waffen vorherrschende Meinung, 
daß biologische Waffen müitärisch bedeutungslos sind, weü sie 
die Ausrüstung des Gegners nicht zerstören, langsam und unvor- 
hersehbar wirken? '• 

3.2 Wie begründet die Bundesregierung die Option des Verteidi- 
gungsministeriums, in absehbarer Zeit bei wehrmedizinischen 
Forschungsvorhaben zur Entwicklung von Prophylaktika 
gentechnologische Methoden anwenden zu müssen? 

3.3 Ist die Bundesregierung der Auffassung, die Bundesrepublik 
Deutschland könne gegen eine mögliche Bedrohung mit bakte- 
riologischen Waffen müitärisch verteidigt werden? 

3.4 Wenn ja, güt diese Auffassung auch für den FaU, daß Informatio- 
nen über Umfang und Art der B-Waffenbestände gegnerischer 
Truppen unbekannt oder höchst unsicher sind, und gleicher- 
maßen für verschiedene Typen von B- Waffen (Schweinepest, 
RoceUose, Tuberkulose, Milzbrand, Hepatitisviren, Herpesviren, 
Enteroviren, Pocken, Cholera, Typhus, Influenza, Lassafieber, 
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Maltafieber, Q-Fieber, Aflatoxine produzierende Pilze, 
Clostriden)? 

3.5 Mit welchen Mitteln stellt sich die Bundsregierung eine Verteidi- 
gung gegen B- Waffen vor? 

3.6 Wie soll im Ernstfall eine Immunisierung gegen die o. g. Erreger 
bzw. die veränderten Erreger durchgeführt werden, wie soll die 
Verabreichung von Antikörpern gegen Erreger oder deren 
Toxine durchgeführt werden? 

3.7 Wie glaubt die Bundesregierung, entsprechende Impfstoffe für 
die immer wieder veränderten Erreger oder deren Toxine (gene- 
tische shift) herstellen zu können? 

3.8 Wie glaubt die Bundesregierung die Zivilbevölkerung und militä- 
risches Personal schützen zu können? 

3.9 Wie glaubt die Bundesregierung den Schutz von Pflanzen- und 
Tierbeständen und den Schutz von Lebensmittel- und Wasservor- 
räten bewerkstelligen zu können? 

3.10 Besteht ein Zusammenhang der Option auf B-Waffen-Forschung 
nüt gentechnischen Mitteln nüt der möghchen Einführung der 
Militärstrategie Air Land Battle für NATO und dem darin vor- 
gesehenen integrierten Schlachtfeld? 

3.11 Treffen Pressemeldungen zu, nach denen das Bundes verteidi- 
gimgsministerium in den letzten Jahren Aufträge an die Univer- 
sitäten und an die Fraunhofer- Gesellschaft vergeben hat, haupt- 
sächlich auf dem Gebiet der Milzbrand- und Rotzerreger- For- 
schung, die sich auf Nachweismethoden der Erreger in der Luft, 
auf ihre Wirkung in Gasgemischen imd auf Möglichkeiten der 
Bekämpfung durch Impfungen oder Verabreichungen von Haut- 
schutzlotionen beziehen? 

3. 12 An welchen Institutionen und Forschimgseinrichtungen des Bun- 
des incl. der Bundeswehrhochschulen wird nüt finanzieUer 
Unterstützung der Bundesregierung über B-Waffen und deren 
Abwehr geforscht? 

3.13 Welche Forschimgseinrichtungen befassen sich mit Material- 
prüfungen gegen B-Waffen, welche Eigenschaften soUen die 
Materialien aufweisen? 

3.14 An welchen Institutionen wird mit gentechnologischen Metho- 
den an diesem Problem geforscht? 

3.15 Welche Aufträge hat das Bundesverteidigungsministerium zur 
Abwehr von B-Waffen vergeben? 

3.16 Welche Teüaspekte sind von besonderer Wichtigkeit, das Verste- 
hen der Infektionsabläufe, das Verbreiten und Verhalten von 
Bakterienspuren oder/und die direkte Impfstoffherstellung gegen 
Erreger oder Toxine? In welchen Bereichen liegen die 
Forschungsschwerpunkte? 

4. Abrüstungspolitische und rüstungskontrollpolitische 
Auswirkungen der B-Waffen-Forschung 

4. 1 Welche Gefahren gehen von der verstärkten Aktivität im Bereich 
der B-Waffen-Forschung für das Verbot der Entwicklung, Pro- 
duktion und Lagerung bakteriologischer Waffen sowie über 
deren Vernichtung aus? 

4.2 Wie beurteüt die Bundesregierung die Folgen dieser Forschung 
für eine Politik der Abrüstung und RüstungskontroUe? 

4.3 Wie beurteüt die Bundesregierung die Aussage amerikanischer 
Experten, dciß das Verbot biologischer Waffen ernsthaft bedroht 
ist wegen der neuen strategischen Relevanz biologischer Waffen? 

4.4 Fällt nach Ansicht der Bundesregierung auch das molekulare 
Klonen unter das Verbot von 1972, wie es die Folgekonferenz von 
1980 bekräftigt hat? 

4.5 Geht von diesen technologischen Möglichkeiten eine ernsthafte 
Bedrohung des Abkommens über ein Verbot der biologischen 
W^fen aus? 

4.6 Wie beurteüt die Bundesregierung die Tatsache, daß die Biologi- 
sche Waffenkonvention von 1972 nicht für Forschungen güt, die 
vorbeugend als Abwehrmaßnahme gegen mögliche biologische 
Angriffe betrieben oder deklariert werden? 
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4.7 Welche Aktivitäten plant die Bundesregierung zur Verhinderung 
eines Rüstungswettlaufs im B-Waffenbereich, und was hat sie 
diesbezüglich bereits unternommen? 

4.8 Wie versucht die Bundesregierung auf Frankreich einzuwirken, 
dem Abkommen über ein Verbot der Entwicklung, Produktion 
und Lagerung bakteriologischer Waffen beizutreten? 

4.9 Welche Kontrollen innerhalb der NATO sind vorgesehen, um 
evtl. Verstöße gegen das Abkommen über das Verbot von 
B-Waffen bei den Partnerstaaten aufzudecken und zu beseitigen? 

4.10 Welche Regelungen schlägt die Bundesregierung vor, um bes- 
sere Formen zur Überprüfung der Einhaltung des Vertrages zu 
finden? 

4.11 Wie beurteüt die Bundesregierung die Tatsache, daß in den 
USA besorgte Bürger, so der Publizist Jeremy Rifkin und der 
Admiral a.D. und Direktor des Center for Defense Information 
Washington D. C., Gene R. La Roque, dazu übergehen, ihre 
Regierung zu verklagen, weil auf US-Militärgelände im Auftrag 
des Verteidigungsministeriums über B-Waffen und entspre- 
chende Materialtests unter Mißachtung von Kriterien des 
Umweltschutzes und der Sicherheitsbestimmungen geforscht 
wird? 

4.12 Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag amerikani- 
scher Wissenschaftler, in den einzelnen Ländern solle ein unab- 
hängiges Kontrollgremium die Forschung, die für B-Waffen 
mißbraucht werden kann, begleiten? 

4.13 Hat die Bundesregierung Kenntnis über B-Waffen-Potentiale der 
Warschauer-Pakt- Staaten? 

Wenn ja, plant die Bundesregierung oder die NATO ein entspre- 
chendes Gegengewicht im Rahmen ihrer Abschreckungslogik 
aufzubauen? 

4.14 Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die entspre- 
chenden Forschungseinrichtungen auf dem Gebiet der B-Waffen 
durch die UNO kontrolheren zu lassen? 


Vorbemerkung 

Die Verteidigungspolitik der Bundesrepublik Deutschland und 
der übrigen NATO-Partner hat zum Ziel, Gewaltandrohung oder 
Gewaltanwendung gegen das Bündnis oder einzelne Bündnis- 
partner zu verhindern. 

Die Bundesregierung weist die in den Fragen liegende Unterstel- 
lung eines möglichen Verstoßes gegen das B-Waffenübereinkom- 
men von 1972, dem alle NATO-Staaten beigetreten sind, seitens 
einzelner Bündnispartner zurück. 

Die in der Anfrage zum Ausdruck gebrachte negative Einschät- 
zung der Gentechnologie wird von der Bundesregierung nicht 
geteüt. 

Es kann auf gentechnologische Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten, wenn ein moderner B-Schutz gefördert werden soll, 
nicht verzichtet werden. 

1. Definition und Bedeutung der B-Waffen 

Allgemein wird unter bakteriologischen (biologischen) 
Agenzien und Toxinwaffen verstanden: 

— Bakteriologische (biologische) Agenzien sind Kleinstlebe- 
wesen (Mikroorganismen), die Krankheit - auch Tod - bei 
Menschen, Tier und Pflanze verursachen oder Material zer- 
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stören und die Fähigkeit haben, sich in Lebewesen oder 
auch in Material zu vermehren. 

Zu den bakteriologischen (biologischen) Agenzien gehören 
u. a. Bakterien, Rickettsien, Pilze, Viren und Schimmelpilze. 

— Toxine sind giftige Stoffwechselprodukte von lebenden 
Organismen. Einzelne Toxine können auch synthetisch her- 
gestellt werden. 

Im Bericht des Generalsekretärs der Vereinten Nationen vom 
1. Juli 1969 sind weitere Kriterien der B-Waffen beschrieben. 

Das Entwickeln und Herstellen von Mikroorganismen und 
Toxinen von solchen Arten und in solchen Mengen, die nicht 
durch friedliche Zwecke gerechtfertigt sind, ist verboten; die 
hierbei verwendeten Methoden spielen dabei keine Rolle. 

Das Halten von Laborvorräten, soweit sie für Forschung, Ent- 
wicklung und Erprobung im Schutzbereich benötigt werden, ist 
zulässig. 

Es' sind keine Keime oder Toxine bekannt, die ausschließlich 
als B-Kampfstoffe verwendet werden könnten. 


2. Schutz gegen B-Waffen 

Die Forschung, Entwicklung und Erprobung für Schutzzwecke 
ist zulässig und notwendig. Da die Einhaltung der Vertrags- 
bestimmungen des B-Waffenübereinkommens aufgrund der 
ablehnenden Haltung der Sowjetunion nicht verifiziert werden 
kann, ist es erforderlich, daß die NATO-Staaten Schutzm^- 
nahmen ergreifen können. 

Die Schutzmaßnahmen müssen dem jeweiligen Stand der 
nachrichtendienstiichen Erkenntnisse angepaßt werden. Zur 
Erreichung dieses Ziels sind auch moderne Methoden, wie die 
Gentechnologie erforderlich. Einrichtung und Ergebnisse der 
Forschung sind im westlichen Bündnis auch zivüen Experten 
zugänglich. 

Maßnahmen zum Schutz gegen B -Agenzien sind weitgehend 
identisch mit denen zum Schutz vor Infektionserregern und 
mikrobiellen Toxinen des zivilen Gesundheits- bzw. Veterinär- 
wesens. Für die Erforschung, Entwicklung und Anwendung 
solcher Maßnahmen gelten deshalb grundsätzlich dieselben 
Kriterien. 

Die grundsätzlichen Fragen zur Gentechnologie sind aufgrund 
der Großen Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN bereits beant- 
wortet worden (Drucksache 10/2199 vom 25. Oktober 1984). 

Durch Hinweise auf Toxineinsätze in Südostasien in den letz- 
ten Jahren ist eine Anwendung von B-Agenzien nicht aus- 
zuschließen. Die Staaten des NATO-Bündnisses halten das B- 
Waffenübereinkommen von 1972 strikt ein. 
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3. Rüstungskontrolle 

Das Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Her- 
stellimg und Lagerung bakteriologischer (biologischer) Waffen 
und von Toxinwaffen sowie über die Vemichtimg solcher Waf- 
fen wurde am 10. April 1972 von der Bimdesrepublik Deutsch- 
land unterzeichnet; sie ist diesem am 7. Aprü 1983 beigetreten. 
Das Übereinkommen ist für die Bundesrepublik Deutschland 
durch Gesetz vom 21. Februar 1983 (BGBl. II S. 143) verbindli- 
ches Recht geworden. Alle anderen NATO-Staaten sind ihm 
ebenfalls beigetreten. 

Trotz der Bemühungen der westiichen Seite ist in das B-Waf- 
fen-Übereinkommen weder eine VerbotskontroUe noch ein 
Anwendungsverbot aufgenommen worden. Auch hier war die 
Sowjetunion für diesen wichtigen Schritt nicht zu gewinnen. 

Die Bimdesrepublik Deutschland hat 1954 bereits im Protokoll 
zur Änderung und Ergänzung des Brüsseler Vertrages auf die 
Herstellung von Kernwaffen sowie von biologischen und 
chemischen Waffen verbindlich verzichtet und schon damals 
zum allgemeinen Verbot von Massenvemichtungswaffen imd 
damit zur Sicherung des Friedens in Europa und in der Welt 
beigetragen. 

Durch das „Gesetz über Kontrolle von Kriegswaffen" von 1961 
werden Zuwiderhandlungen mit Strafe bedroht. 

Der Umgang mit Krankheitserregern ist durch seuchenrecht- 
liche Bestimmungen geregelt. Gentechnologische Arbeiten 
sind durch die „Richtlinien zum Schutze vor Gefahren durch in- 
vitro neukombinierter Nukleinsäure" festgelegt. Diese Richt- 
linien werden entsprechend dem Fortschritt der Forschung 
ständig überprüft und soweit erforderlich angepaßt. Die „Zen- 
trale Kommission für biologische Sicherheit" überwacht alle 
mit Bundesmitteln geförderten Forschungsvorhaben auf die- 
sem Gebiet. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat stets den Standpunkt 
vertreten, daß die Nachprüfbarkeit der Einhaltung von 
RüstungskontroUvereinbarungen eine unerläßliche Vorausset- 
zung für die Glaubwürdigkeit aller RüstungskontroUbemühun- 
gen ist und damit auch ein wichtiger Faktor für die Schaffung 
von Vertrauen. 

Sie bemüht sich gemeinsam mit anderen Staaten um die Ver- 
besserung der bislang ungenügenden Verifizierungsregeln 
zum B-Waffenüberemkommen. Sie fördert auch die Entwick- 
lung von Methoden zur Verifizierung von Vertragsverlet- 
zungen. 

Sie unterstützt dcuüber hinaus auch Bemühungen der Ver- 
einten Nationen zur Aufklärung von Vorwürfen über angeb- 
liche Verletzungen des Genfer Protokolls von 1925 (Verbot des 
Einsatzes von biologischen und chemischen Waffen). 


6 



Druck: Then6e Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


